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T e n o r  

 

Die Revision der Klägerin gegen das Urteil des Fina nzgerichts 

des Saarlandes vom 18. November 2014  1 K 1480/12 w ird als 

unbegründet zurückgewiesen. 

Die Kosten des Revisionsverfahrens hat die Klägerin  zu tragen. 

 

G r ü n d e  

 

I. 

Streitig ist, ob die Klägerin und Revisionsklägerin  (Kläge-

rin), eine GmbH, steuerpflichtige Leistungen gegen Entgelt an 

die Beigeladene, die Alleingesellschafterin der Klä gerin, er-

bracht hat. Geschäftsführer der Klägerin war der st ellvertre-

tende Geschäftsführer der Beigeladenen. Die Beigela dene ist 

eine Körperschaft des öffentlichen Rechts, die gemä ß § 75 

Abs. 1 Satz 1 des Fünften Buches Sozialgesetzbuch ( SGB V) die 

vertragsärztliche Versorgung sicherzustellen hat. D ies umfasst 

die Zurverfügungstellung von Notdiensten in Bereits chafts-

dienstpraxen (BDP). Die ärztliche Tätigkeit wird da bei durch 

Ärzte erbracht, die ihre Leistungen im eigenen Name n und auf 

eigene Rechnung erbringen und abrechnen. Die Beigel adene ist 

demgegenüber hoheitlich tätig. 

 

Im Zusammenhang mit einer Umstrukturierung des Notd ienstes aus 

arbeitsrechtlichen und tarifvertraglichen Gründen g ründete die 

Beigeladene die Klägerin. Unternehmensgegenstand de r Klägerin 

ist die Erfüllung von Aufgaben, die der Beigeladene n nach dem 

SGB V obliegen. Die Klägerin war auf privatrechtlic her Grund-

lage für die Beigeladene tätig. 
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Die Tätigkeit der Klägerin beschränkte sich dabei d arauf, das 

nicht-ärztliche Personal wie medizinische Fachanges tellte und 

Arzthelfer einzustellen und der Beigeladenen zum Ei nsatz in 

den BDP zu überlassen. Die Arbeiten des überlassene n Personals 

betrafen die Abwicklung organisatorischer Aufgaben in den BDP 

wie auch untergeordnete Heilbehandlungsmaßnahmen. D ie Klägerin 

berechnete die Aufwendungen für Löhne und Sozialver sicherungs-

beiträge des überlassenen Personals an die Beigelad ene weiter, 

die diese Kosten über ein Umlageverfahren finanzier te. 

 

Wegen fehlender Steuererklärungen erließ der Beklag te und Re-

visionsbeklagte (das Finanzamt --FA--) für die Stre itjahre 

2008 und 2009 Schätzungsbescheide. Einspruch und Kl age zum Fi-

nanzgericht (FG) hatten keinen Erfolg. Nach dem in Entschei-

dungen der Finanzgerichte (EFG) 2015, 683 veröffent lichten Ur-

teil erbrachte die Klägerin an die Beigeladene Leis tungen ge-

gen Entgelt, die mangels Organschaft nach § 2 Abs. 2 Nr. 2 des 

Umsatzsteuergesetzes (UStG) auch steuerbar waren. D ie Begrün-

dung einer umsatzsteuerlichen Organschaft mit einem  Nichtun-

ternehmer als Organträger sei nach § 2 Abs. 2 Nr. 2  UStG nicht 

möglich. Dies verstoße auch nicht gegen Art. 11 der  Richtlinie 

2006/112/EG des Rates über das gemeinsame Mehrwerts teuersystem 

vom 28. November 2006 (MwStSystRL). Die Leistungen der Kläge-

rin seien auch nicht steuerfrei. 

 

Hiergegen wendet sich die Klägerin mit ihrer Revisi on. Sie sei 

keine Unternehmerin. Sie sei eine kostenumlegende w irtschaft-

liche Interessenvereinigung, die nur zum Leistungsb ezug der 

Kassenärztlichen Vereinigung gegründet worden sei u nd ledig-

lich deren Ressourcen verwalte. Sie erbringe nur un tergeord-

nete Hilfstätigkeiten. Es handele sich um sog. "in house"-

Leistungen im Sinne der Richtlinie 2004/18/EG des E uropäischen 

Parlaments und des Rates vom 31. März 2004 über die  Koordinie-
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rung der Verfahren zur Vergabe öffentlicher Bauauft räge, Lie-

feraufträge und Dienstleistungsaufträge (Richtlinie  2004/18/EG 

- Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften 2004, L  134, 

S. 114). Sie handele nur gegen Kostenerstattung. Es  fehle an 

der Eignung, Überschüsse zu erzielen. Sie sei einzi g zum Bezug 

von Personalleistungen gegründet worden. Sie nehme nicht an 

Wertschöpfungen teil und generiere keinen Mehrwert.  Sie er-

bringe keine marktgängige Leistung. Sie werde nur g egenüber 

ihrer Alleingesellschafterin tätig. Hilfsweise sei sie als Or-

gangesellschaft anzusehen. Soweit der Bundesfinanzh of (BFH) 

für die Organschaft eine Unternehmereigenschaft von  Organträ-

ger und Organgesellschaft verlange, sei dies mit de m Unions-

recht nicht vereinbar. Ein Unternehmen des Organträ gers müsse 

lediglich als Rechtsfolge der Organschaft vorliegen . Die Rege-

lung zur Organschaft diene nicht der Missbrauchsbek ämpfung. 

Die Nichtsteuerbarkeit aufgrund der Organschaft sei  systemim-

manent. Die Neutralität sei nicht gewährleistet, we nn die ei-

gene Personalbeschaffung durch die Beigeladenen für  diese 

steuerlich günstiger sei. Eine richtlinienkonforme Auslegung 

des nationalen Rechts entsprechend den Vorgaben des  Gerichts-

hofes der Europäischen Union (EuGH) sei möglich. Zu mindest 

seien ihre Leistungen nach Art. 132 Abs. 1 Buchst. f 

MwStSystRL steuerfrei. Insoweit bestehe kein Erford ernis, dass 

sich eine Personenmehrheit zusammenzuschließen habe . Erfasst 

würden auch "Ein-Personenzusammenschlüsse". Würden Kapitalge-

sellschaften mit lediglich einem Gesellschafter nic ht erfasst, 

widerspräche dies dem Grundsatz der Neutralität. 

 

Die Klägerin beantragt, 

 das Urteil des FG und die Umsatzsteuerbescheide 20 08 und 

 2009 vom 14. September 2010 i.d.F. der Einspruchse nt-

 scheidung vom 21. November 2012 aufzuheben. 

 

6 



- 4 - 

- 5 - 

 

Das FA beantragt, 

 die Revision zurückzuweisen. 

 

Die Klägerin sei Unternehmer. Auf eine Überschusser zielung 

komme es nicht an. Die Voraussetzungen für eine Org anschaft 

lägen nicht vor, da die Beigeladene nicht Unternehm er sei. Die 

Leistungen seien auch nicht steuerfrei. 

 

II. 

Die Revision der Klägerin ist unbegründet und daher  zurückzu-

weisen (§ 126 Abs. 2 der Finanzgerichtsordnung --FG O--). Die 

Klägerin hat steuerbare Leistungen gegen Entgelt er bracht. 

Auch unter Berücksichtigung der zum Unionsrecht erg angenen 

EuGH-Rechtsprechung bildeten die Klägerin und die B eigeladene 

weder nach nationalem Recht noch nach Unionsrecht e ine Organ-

schaft. Das FG hat daher zu Recht entschieden, dass  die Kläge-

rin an die Beigeladene steuerbare Leistungen ausgef ührt hat. 

Die Leistungen sind auch nicht steuerfrei, sondern steuer-

pflichtig. 

 

1. Die Klägerin hat steuerbare Leistungen gegen Ent gelt i.S. 

von § 1 Abs. 1 Nr. 1 UStG als Unternehmer erbracht.  Nach stän-

diger Rechtsprechung des BFH sind steuerbar auch di e Leistun-

gen, die gegen Gewährung von Aufwendungsersatz erfo lgen (BFH-

Urteil vom 5. Dezember 2007 V R 60/05, BFHE 219, 45 5, BStBl II 

2009, 486, unter II.1.a). Wie der EuGH im Urteil Sa udaçor vom 

29. Oktober 2015 C-174/14 (EU:C:2015:733, Rz 36 ff.  und 

45 ff.) zudem entschieden hat, sind auch "Zahlungen  zur De-

ckung der Betriebskosten" Entgelt, steht eine Leist ungserbrin-

gung im öffentlichen Interesse der Steuerbarkeit ni cht entge-

gen und kommt den Bestimmungen der Richtlinie 2004/ 18/EG für 

die Mehrwertsteuer keine Bedeutung zu. Hierin liegt  kein Ver-

stoß gegen den Grundsatz der steuerlichen Neutralit ät, wie die 
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Klägerin meint. Denn bei einer Anstellung des Perso nals direkt 

bei der Beigeladenen fehlt es an einem Umsatztatbes tand nach 

§ 1 UStG. Insoweit liegen nicht miteinander verglei chbare 

Sachverhalte vor. 

 

2. Die Klägerin erbrachte ihre Leistungen auch als Unternehme-

rin. 

 

a) Die Klägerin war gemäß § 2 Abs. 1 Satz 1 und 3 U StG gewerb-

lich, nachhaltig und auch zur Einnahmeerzielung tät ig. Auf 

eine Gewinnerzielungsabsicht kommt es nicht an. Une rheblich 

ist auch, dass die Klägerin nur für die Beigeladene  und damit 

nur für ihre Gesellschafterin tätig war. 

 

b) Als GmbH ist die Klägerin keine juristische Pers on des öf-

fentlichen Rechts i.S. von § 2 Abs. 3 Satz 1 UStG. Sie kann 

auch nicht geltend machen, dass für sie gemäß Art. 13 

MwStSystRL als Einrichtung des öffentlichen Rechts das zuguns-

ten der öffentlichen Hand bestehende Privileg der N ichtbesteu-

erung anzuwenden sei. 

 

aa) Nach Art. 13 Abs. 1 Unterabs. 1 und 2 MwStSystR L gelten 

Staaten, Länder, Gemeinden und sonstige Einrichtung en des öf-

fentlichen Rechts nicht als Steuerpflichtige, sowei t sie die 

Tätigkeiten ausüben oder Umsätze bewirken, die ihne n im Rahmen 

der öffentlichen Gewalt obliegen, auch wenn sie im Zusammen-

hang mit diesen Tätigkeiten oder Umsätzen Zölle, Ge bühren, 

Beiträge oder sonstige Abgaben erheben. Falls sie s olche Tä-

tigkeiten ausüben oder Umsätze bewirken, gelten sie  für diese 

Tätigkeiten oder Umsätze jedoch als Steuerpflichtig e, sofern 

eine Behandlung als Nichtsteuerpflichtige zu größer en Wettbe-

werbsverzerrungen führen würde. 
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bb) Der EuGH hat es im Urteil Saudaçor (EU:C:2015:7 33) für 

möglich gehalten, dass eine Aktiengesellschaft als Einrichtung 

des öffentlichen Rechts angesehen werden kann, für die Art. 13 

Abs. 1 MwStSystRL gilt. Dies erfordert aber auch na ch der Auf-

fassung des EuGH, dass die Aktiengesellschaft "im R ahmen der 

öffentlichen Gewalt handelt" (EuGH-Urteil Saudaçor,  

EU:2015:733, Rz 69). Hierfür müssen Tätigkeiten vor liegen, die 

von den Einrichtungen des öffentlichen Rechts "im R ahmen der 

ihnen eigenen rechtlichen Regelung ausgeübt werden.  Nicht dazu 

gehören Tätigkeiten, die sie unter den gleichen rec htlichen 

Bedingungen ausüben wie private Wirtschaftsteilnehm er. Der 

EuGH hat auch klargestellt, dass der Gegenstand ode r der Zweck 

der Tätigkeit insoweit unerheblich sind und dass di e Tatsache, 

dass die Ausübung der in Rede stehenden Tätigkeit d as Ge-

brauchmachen von hoheitlichen Befugnissen umfasst, die Fest-

stellung erlaubt, dass diese Tätigkeit einer öffent lich-recht-

lichen Regelung unterliegt" (EuGH-Urteil Saudaçor, 

EU:2015:733, Rz 70). Diese Voraussetzung ist nicht erfüllt, 

wenn die hoheitlichen Befugnisse, über die eine Akt iengesell-

schaft ggf. verfügt, kein Instrument sind, um die w irtschaft-

liche Tätigkeit auszuüben (EuGH-Urteil Saudaçor, EU :2015:733, 

Rz 72). 

 

cc) Im Streitfall kann der erkennende Senat offenla ssen, ob 

und ggf. unter welchen Voraussetzungen eine Aktieng esellschaft 

als Einrichtung des öffentlichen Rechts anzusehen s ein könnte. 

Denn selbst wenn die GmbH als derartige Einrichtung  tätig ge-

worden wäre, übte sie ihre Tätigkeit auf privatrech tlicher, 

nicht aber auf öffentlich-rechtlicher Grundlage aus . Letzteres 

macht auch die Klägerin nicht geltend. 
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3. Das FG hat eine zwischen der Klägerin und der Be igeladenen 

bestehende Organschaft sowohl nach nationalem Recht  als auch 

nach dem Unionsrecht zutreffend verneint. 

 

a) Nach § 2 Abs. 2 Nr. 2 Satz 1 UStG wird die gewer bliche oder 

berufliche Tätigkeit nicht selbständig ausgeübt, we nn eine ju-

ristische Person nach dem Gesamtbild der tatsächlic hen Ver-

hältnisse finanziell, wirtschaftlich und organisato risch in 

das Unternehmen des Organträgers eingegliedert ist (Organ-

schaft). 

 

aa) In Bezug auf das Erfordernis einer Eingliederun g in das 

Unternehmen des Organträgers hat der BFH bereits en tschieden, 

dass eine juristische Person des öffentlichen Recht s Organträ-

ger sein kann, wenn und soweit sie unternehmerisch tätig ist 

(BFH-Urteil vom 9. Oktober 2002 V R 64/99, BFHE 200 , 119, 

BStBl II 2003, 375). Die Unternehmereigenschaft des  Organträ-

gers gehört danach entgegen der Auffassung der Kläg erin zu den 

Voraussetzungen, nicht aber zu den Rechtsfolgen der  Organ-

schaft. 

 

Nach dieser Rechtsprechung entspricht der Unternehm erbegriff 

des § 2 Abs. 2 Nr. 2 UStG dem des § 2 Abs. 1 UStG u nd dem Be-

griff der wirtschaftlichen Tätigkeit in Art. 9 Abs.  1 

MwStSystRL. Ebenso wie bei § 15 Abs. 1 Satz 1 UStG handelt es 

sich um den Tätigkeitsbereich, in dem der Unternehm er nachhal-

tig Leistungen gegen Entgelt erbringt (vgl. z.B. BF H-Urteil 

vom 9. Februar 2012 V R 40/10, BFHE 236, 258, BStBl  II 2012, 

844, unter II.1.b zu § 15 Abs. 1 Satz 1 UStG). Hier an fehlt es 

z.B. bei einer hoheitlichen Tätigkeit, bei der entw eder keine 

entgeltlichen Leistungen erbracht werden oder es ab er zumin-

dest an einem wettbewerbsrelevanten Verhalten fehlt  (vgl. z.B. 
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BFH-Urteil vom 13. Februar 2014 V R 5/13, BFHE 245,  92, unter 

II.1.a, m.w.N.). 

 

Dass der Unternehmensbegriff des § 15 Abs. 1 Satz 2  UStG unter 

Berücksichtigung des EuGH-Urteils VNLTO vom 12. Feb ruar 2009 

C-515/07 (EU:C:2009:88) ggf. abweichend auszulegen sein könnte 

(vgl. BFH-Beschluss vom 16. Juni 2015 XI R 15/13, B FHE 250, 

276, BStBl II 2015, 865) ist für die Auslegung von § 2 Abs. 1 

und Abs. 2 Nr. 2 UStG sowie von § 15 Abs. 1 Satz 1 UStG ohne 

Bedeutung. 

 

bb) Auf der Grundlage der bisherigen BFH-Rechtsprec hung, an 

der der erkennende Senat festhält, besteht im Strei tfall keine 

Organschaft zwischen der Klägerin und der Beigelade nen, da die 

Beigeladene nach den im Revisionsverfahren nicht an gegriffenen 

und für den Senat bindenden Feststellungen des FG ( § 118 

Abs. 2 FGO) eine juristische Person des öffentliche n Rechts 

ist, die keine unternehmerische Tätigkeit i.S. von § 2 UStG 

(Art. 9 und 13 MwStSystRL) ausübte. 

 

b) Eine weitergehende Organschaft als nach § 2 Abs.  2 Nr. 2 

UStG ergibt sich auch nicht aus dem Unionsrecht. 

 

aa) Nach Art. 11 MwStSystRL kann jeder Mitgliedstaa t in seinem 

Gebiet ansässige Personen, die zwar rechtlich unabh ängig, aber 

durch gegenseitige finanzielle, wirtschaftliche und  organisa-

torische Beziehungen eng miteinander verbunden sind , zusammen 

als einen Steuerpflichtigen behandeln. Zudem können  die Mit-

gliedstaaten die erforderlichen Maßnahmen treffen, um Steuer-

hinterziehungen oder -umgehungen durch die Anwendun g dieser 

Bestimmung vorzubeugen. 
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bb) Der Steuerpflichtige kann sich gegenüber dem na tionalen 

Recht zwar nicht auf Art. 11 MwStSystRL berufen. Di ese Bestim-

mung ist aber gleichwohl bei der Auslegung des nati onalen 

Rechts zu berücksichtigen. 

 

(1) Wie der EuGH zu Art. 4 Abs. 4 Unterabs. 2 der S echsten 

Richtlinie des Rates vom 17. Mai 1977 zur Harmonisi erung der 

Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten über die Ums atzsteuern 

77/388/EWG bereits ausdrücklich entschieden hat, er füllt diese 

Bestimmung "nicht die Voraussetzungen, um unmittelb are Wirkung 

zu entfalten", sondern hat nur "bedingten Charakter ". Dies be-

ruht darauf, dass die in dieser Bestimmung vorgeseh ene enge 

Verbindung in finanzieller, wirtschaftlicher und or ganisatori-

scher Hinsicht einer "Präzisierung auf nationaler E bene" be-

darf und die "Anwendung nationaler Rechtsvorschrift en voraus-

setzt, die den konkreten Umfang dieser Verbindungen  bestimmen" 

(EuGH-Urteil Larentia + Minerva und Marenave Schiff ahrt vom 

16. Juli 2015 C-108/14, C-109/14, EU:C:2015:496, Rz  50 f.). 

Dies gilt auch für Art. 11 MwStSystRL. 

 

(2) Bei der Auslegung des nationalen Rechts ist zu berücksich-

tigen, dass die Mitgliedstaaten, die die Ermächtigu ng nach 

Art. 11 MwStSystRL ausüben, die danach vorgesehene Zusammen-

fassung zu einem Steuerpflichtigen grundsätzlich ni cht von 

weiteren als den dort genannten Voraussetzungen abh ängig ma-

chen dürfen, so dass Wirtschaftsteilnehmern keine w eiteren Be-

dingungen für die Bildung einer Mehrwertsteuergrupp e aufgebür-

det werden dürfen (EuGH-Urteil Larentia + Minerva u nd Marenave 

Schiffahrt, EU:C:2015:496, Rz 36 und 38). 

 

(3) Im Hinblick auf das Erfordernis einer Unternehm ereigen-

schaft der an der Zusammenfassung beteiligten Perso nen hat der 

EuGH in einem gegen Irland gerichteten Vertragsverl etzungsver-
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fahren entschieden, dass "die Kommission nicht darg etan [hat], 

dass die Ziele von Art. 11 der Mehrwertsteuerrichtl inie für 

eine Auslegung sprechen, wonach nichtsteuerpflichti ge Personen 

nicht in eine Mehrwertsteuergruppe einbezogen werde n können" 

(EuGH-Urteil Kommission/Irland vom 9. April 2013 C- 85/11, 

EU:C:2013:217, Rz 50). Der EuGH begründet dies dami t, dass 

diese Regelung bezweckt, "die Eigenschaft des Steue rpflichti-

gen nicht systematisch an das Merkmal der rein rech tlichen 

Selbständigkeit zu knüpfen, und zwar aus Gründen de r Verwal-

tungsvereinfachung oder um bestimmte Missbräuche zu  verhindern 

wie z.B. die Aufspaltung eines Unternehmens zwische n mehreren 

Steuerpflichtigen, um in den Genuss einer Sonderreg elung zu 

gelangen" (EuGH-Urteil Kommission/Irland, EU:C:2013 :217, 

Rz 47). Dabei geht der EuGH davon aus, dass die "Mö glichkeit 

für die Mitgliedstaaten, eine Gruppe von Personen, die eine 

oder mehrere Personen umfasst, die unter Umständen einzeln 

nicht die Eigenschaft des Steuerpflichtigen haben, als einen 

Steuerpflichtigen zu behandeln, diesen Zielen jedoc h offenkun-

dig nicht zuwider[läuft]." Es könne nicht ausgeschl ossen wer-

den, dass "die Anwesenheit von solchen Personen in einer Mehr-

wertsteuergruppe zu einer Verwaltungsvereinfachung sowohl für 

diese Gruppe als auch für die Steuerverwaltung beit rägt und 

die Verhinderung bestimmter Missbräuche ermöglicht,  wobei die 

Anwesenheit sogar unabdingbar für diese Zwecke sein  kann, wenn 

sie allein die engen Beziehungen herstellt, die auf  finanziel-

ler, wirtschaftlicher und organisatorischer Ebene z wischen den 

diese Gruppe bildenden Personen bestehen müssen, da mit sie zu-

sammen als ein Steuerpflichtiger behandelt werden" (EuGH-Ur-

teil Kommission/Irland, EU:C:2013:217, Rz 48). 

 

Sollte die Einbeziehung von Nichtsteuerpflichtigen "zu Miss-

bräuchen führen können", seien die Mitgliedstaaten aber zur 

Schaffung von Sondermaßnahmen berechtigt (EuGH-Urte il Kommis-
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sion/Irland, EU:C:2013:217, Rz 49). Insoweit hat da s nationale 

Gericht zu prüfen, ob sich Voraussetzungen des nati onalen 

Rechts, die sich nicht aus Art. 11 Abs. 1 MwStSystR L ergeben, 

deshalb mit dem Unionsrecht vereinbar sind, weil es  sich um 

eine für die Ziele der Verhinderung missbräuchliche r Praktiken 

oder Verhaltensweisen und der Vermeidung von Steuer hinterzie-

hung oder -umgehung erforderliche und geeignete Maß nahme han-

delt (EuGH-Urteil Larentia + Minerva und Marenave S chiffahrt, 

EU:C:2015:496, Rz 43). 

 

cc) Für das sich aus dem nationalen Recht ergebende  Erforder-

nis einer eigenen Unternehmereigenschaft des Organt rägers be-

steht danach eine hinreichende Grundlage im Unionsr echt. Zwar 

geht diese Bedingung über die in Art. 11 Abs. 1 MwS tSystRL 

ausdrücklich genannten Voraussetzungen hinaus. Das Erfordernis 

der Unternehmereigenschaft des Organträgers ist abe r im natio-

nalen Kontext zur Verhinderung missbräuchlicher Pra ktiken oder 

Verhaltensweisen erforderlich wie auch geeignet. 

 

(1) Die Feststellung einer missbräuchlichen Praxis erfordert 

zum einen, dass die fraglichen Umsätze trotz formal er Anwen-

dung der Bedingungen der einschlägigen Bestimmungen  der Richt-

linie und des zu ihrer Umsetzung erlassenen nationa len Rechts 

einen Steuervorteil ergeben, der dem mit diesen Bes timmungen 

verfolgten Ziel zuwiderlaufen würde. Zum anderen mu ss auch aus 

einer Reihe objektiver Anhaltspunkte ersichtlich se in, dass 

mit den fraglichen Umsätzen im Wesentlichen ein Ste uervorteil 

bezweckt wird (vgl. EuGH-Urteil Halifax vom 21. Feb ruar 2006 

C-255/02, EU:C:2006:121, Leitsatz 2). 

 

(2) Art. 11 MwStSystRL fasst mehrere Personen zu ei nem Steuer-

pflichtigen zusammen, um "die Eigenschaft des Steue rpflichti-

gen nicht systematisch an das Merkmal der rein rech tlichen 
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Selbständigkeit zu knüpfen" (EuGH-Urteile Larentia + Minerva 

und Marenave Schiffahrt, EU:C:2015:496, Rz 40, und Kommis-

sion/Irland, EU:C:2013:217, Rz 47). 

 

Das dient dazu, "bestimmte Missbräuche zu verhinder n wie z.B. 

die Aufspaltung eines Unternehmens zwischen mehrere n Steuer-

pflichtigen, um in den Genuss einer Sonderregelung zu gelan-

gen" (EuGH-Urteile Larentia + Minerva und Marenave Schiffahrt, 

EU:C:2015:496, Rz 40, und Kommission/Irland, EU:C:2 013:217, 

Rz 47). Ebenso wie die bloße Aufspaltung kann aber auch die 

Zusammenfassung zu einem Steuerpflichtigen für sich  genommen 

als missbräuchlich anzusehen sein, wenn die Zusamme nfassung 

nicht bloßen Vereinfachungscharakter hat, sondern d azu dient, 

"in den Genuss einer Sonderregelung zu gelangen", d ie darin 

besteht, dass --wie bei den Leistungen zwischen unt erschiedli-

chen Betriebsabteilungen eines Einheitsunternehmens -- Innen-

leistungen zwischen den organschaftlich zusammengef assten Un-

ternehmen nicht steuerbar sind (vgl. § 2 Abs. 2 Nr.  2 Satz 2 

und 3 UStG), so dass Innenleistungen für nichtunter nehmerische 

Zwecke nichtsteuerbar erbracht werden können und da s Entstehen 

einer nach § 15 UStG nicht abziehbaren Vorsteuer ve rmieden 

wird. 

 

Die Unternehmereigenschaft des Organträgers verhind ert das 

Entstehen derartiger Vorteile. Aus diesem Grund ver langt das 

nationale Recht auch eine Unternehmerstellung der O rgangesell-

schaft, wie sich daraus ergibt, dass § 2 Abs. 2 Nr.  2 UStG 

eine Regelung zur Selbständigkeit gewerblicher oder  berufli-

cher Tätigkeiten ist. 

 

Die Beschränkung der Organschaft auf Unternehmer be wirkt so-

mit, dass die Organschaft nicht entgegen ihrem Vere infachungs-

zweck als reines steuerrechtliches Gestaltungsinstr ument zur 
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Vermeidung nichtabziehbarer Vorsteuerbeträge in Ans pruch ge-

nommen werden kann (vgl. hierzu z.B. Grune/Mönckedi eck, Um-

satzsteuer-Rundschau 2012, 541; Heintzen, Deutsches  Steuer-

recht --DStR-- 1999, 1799; Leonard, DStR 2010, 721) . 

 

(3) Zu berücksichtigen ist schließlich auch, dass k einerlei 

Umstände ersichtlich sind, die es entsprechend dem Vereinfa-

chungszweck von Art. 11 MwStSystRL rechtfertigen kö nnten, ei-

nen Unternehmer und einen Nichtunternehmer für Zwec ke der Um-

satzsteuer zu einer Person zusammenzufassen. Soweit  der EuGH 

meint, dass Nichtunternehmer zur Schaffung der Verb indungsvo-

raussetzungen in die Zusammenfassung zu einem Steue rpflichti-

gen einzubeziehen seien, versteht dies der erkennen de Senat 

dahingehend, dass z.B. die finanzielle Eingliederun g einer En-

kel- in eine Muttergesellschaft auch über eine nich tunterneh-

merisch tätige Tochtergesellschaft erfolgen kann. D abei ist 

die Tochtergesellschaft allerdings nicht in den Org ankreis 

einzubeziehen. Der Senat kann daher offenlassen, wi e eine 

wirtschaftliche Verbindung oder Eingliederung zwisc hen einem 

Unternehmer und einem Nichtunternehmer begründet we rden 

könnte. 

 

4. Die Leistungen sind auch nicht nach Art. 132 Abs . 1 

Buchst. f MwStSystRL steuerfrei. Diese Bestimmung s etzt be-

reits nach ihrem Wortlaut einen Zusammenschluss meh rerer Per-

sonen voraus und ist einer erweiternden Auslegung n icht zu-

gänglich. Demgegenüber erbringt die Klägerin ihre L eistungen 

nur an die Beigeladene als ihren Alleingesellschaft er.  

 

Gegenteiliges ergibt sich entgegen der Auffassung d er Klägerin 

auch nicht aus dem EuGH-Urteil Stichting vom 15. Ju ni 1989 

Rs. 348/87 (EU:C:1989:246). Denn der EuGH hat in di esem Urteil 

die Steuerfreiheit als "Zusammenschluss" unter ausd rücklicher 
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Bezugnahme auf den Wortlaut des Befreiungstatbestan des abge-

lehnt. Dass der EuGH sich dabei darauf bezog, dass eine Stif-

tung Leistungen für eine andere Stiftung erbrachte,  ohne dass 

die eine Stiftung Mitglied der anderen war (EuGH-Ur teil 

Stichting in EU:C:1989:246, Rz 14), reicht für die Begründung 

der Steuerfreiheit nicht aus. Denn eine derartige M itglied-

schaft ist nur eine von mehreren Bedingungen der St euerfrei-

heit. Im Streitfall fehlt es dabei am Erfordernis e ines Zusam-

menschlusses und damit an einer anderen Voraussetzu ng der 

Steuerfreiheit als im EuGH-Urteil Stichting in EU:C :1989:246. 

 

Soweit sich die Klägerin schließlich auch hier auf den Grund-

satz der steuerlichen Neutralität beruft, berücksic htigt sie 

nicht hinreichend, dass dieser Grundsatz keine Rege l des Pri-

märrechts der Union, sondern ein bloßer Auslegungsg rundsatz 

ist, der es nicht erlaubt, den Anwendungsbereich ei ner eindeu-

tigen Bestimmung der Richtlinie auszuweiten (EuGH-U rteil 

Malburg vom 13. März 2014 C-204/13, EU:C:2014:147, Rz 43). 

 

5. Die Kostenentscheidung beruht auf § 135 Abs. 2 F GO. 
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